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VerkFlBerG §§ 3, 12; SachenRBerG § 17; 
BGB §§ 145, 1960, 2353
Zu den Anforderungen an die Bestimmtheit 
des Grundstückseigentümers bei Abgabe 
eines Angebots auf Abschluss eines Grund-
stückskaufvertrages nach dem VerkFlBerG

I. Sachverhalt
Die Gemeinde beabsichtigt als Käufer, dem Verkäufer 
gegenüber ein Angebot auf Abschluss eines Grund-
stückskaufvertrages nach dem Verkehrsflächenbereini-
gungsgesetz (§ 3 Abs. 1 VerkFlBerG) zum Erwerb einer 
Verkehrsfläche abzugeben. Die Verkäuferseite ist eine Erben-
gemeinschaft, bei der einer der im Grundbuch eingetra-
genen Erben verstorben ist. Ein Erbschein oder ein sonstiger 
Erbnachweis nach diesem Erben liegt nicht vor; die Erben 
wollen einen solchen auch nicht beantragen, zumal dieser 
Erbnachweis nur für dieses „Zwangsvertragsmodell“ nach 
dem VerkFlBerG benötigt würde; begreiflicherweise sehen 
die Erben keinen Anlass, deshalb einen Erbschein zu 
beantragen. 

Die Erben sind wohl nicht unbekannt in dem Sinne, dass 
ein Nachlasspfleger für sie nach § 1960 BGB bestellt wer-
den könnte. Es wird seitens der Erbengemeinschaft schlicht 
nichts getan. 

Die Gemeinde möchte im Hinblick auf den für das Verk-
FlBerG geltenden Fristablauf – 30.6.2007 – nunmehr um-
gehend ein Angebot abgeben, sieht sich aber aus den darge-
stellten Gründen hierzu außerstande. 

II. Fragen
1. Wie genau (nach dem sachenrechtlichen Bestimmt-
heitsgrundsatz) muss bei einem Angebot auf Abschluss 
eines Grundstückskaufvertrages nach dem VerkFlBerG (§ 3 
Abs. 1 VerkFlBerG) der Verkäufer bezeichnet werden? Wie 
kann die Gemeinde ein Angebot abgeben, wenn sie die Per-
son der Erben nicht mit hinreichender Sicherheit kennt?

2. Wer trüge die Kosten für den etwa beantragten 
Erbschein?

III. Zur Rechtslage
1. Bestimmtheit des Grundstückseigentümers für 
Kaufangebot nach dem Verkehrsflächenbereini-
gungsgesetz (VerkFlBerG)
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a) Kontrahierungszwang nur bei exakter Überein-
stimmung des Kaufangebots mit den Vorgaben des 
VerkFlBerG
Nach § 3 Abs. 1 S. 3 VerkFlBerG (BGBl. 2001 I, S. 2716) 
ist der Grundstückseigentümer zur Annahme des Zwangs-
vertragsangebots i. S. d. § 3 Abs. 1 S. 2 VerkFlBerG 
verpflichtet, wenn der Inhalt des Angebots den Bestim-
mungen des VerkFlBerG entspricht. Dies bedeutet nach 
übereinstimmender Auffassung des Schrifttums (Rspr. gibt 
es zu dieser Frage, soweit für uns ersichtlich, noch nicht!), 
dass auch bei einer nur geringfügigen Abweichung des 
Kaufvertragsangebots von den gesetzlichen Vorgaben kein 
Kontrahierungszwang besteht (Matthiessen, in: Kimme, 
Offene Vermögensfragen, Loseblattkommentar, Stand: Nov. 
2002, § 3 VerkFlBerG Rn. 9; Wittmer, in: Eickmann, Sa-
chenrechtsbereinigung, Loseblattkommentar, Stand: April 
2006, § 3 VerkFlBerG Rn. 9; Stavorinus, in: Eickmann, 
Sachenrechtsbereinigung, Loseblattkommentar, Stand: Okt. 
2006, Anh. I zum VerkFlBerG Rn. 11; ders., NotBZ 2001, 
349, 352; Heller, in: Prütting/Zimmermann/Heller, Grund-
stücksrecht Ost, 2003, § 3 VerkFlBerG Rn. 4 ff.; Schmidt-
Räntsch, ZfIR 2006, 385, 387; Böhringer, VIZ 2002, 193, 
195). Eine auf Annahme eines vom Gesetz – auch nur in 
geringem Maße – abweichenden Angebots gerichtete Klage 
kann als unbegründet abgewiesen werden, wenn das Ge-
richt nicht von der Möglichkeit des § 14 Abs. 1 S. 3 Verk-
FlBerG i. V. m. § 106 Abs. 1 S. 1 SachenRBerG Gebrauch 
macht, die Rechte und Pflichten der Parteien abweichend 
vom Klageantrag festzustellen (Matthiessen, in: Kimme, § 3 
VerkFlBerG Rn. 9 sowie § 14 VerkFlBerG Rn. 14). Daher 
stellt die Ausgestaltung des Vertragsangebots hohe Anfor-
derungen sowohl an den öffentlichen Nutzer als auch an den 
beurkundenden Notar (Matthiessen, § 3 VerkFlBerG Rn. 9; 
Stavorinus, NotBZ 2001, 349, 358, der in diesem Zusammen-
hang auf das erhöhte Haftungsrisiko des Notars verweist). 

b) Bestimmtheit des Angebotsempfängers für Kon-
trahierungszwang erforderlich
Es stellt sich somit die Frage, welche Anforderungen das 
VerkFlBerG an die Bestimmtheit der Person des in dem 
Kaufangebot zu benennenden Grundstückseigentümers 
stellt. Eine Definition zu dem von ihm verwandten Begriff 
des Grundstückseigentümers enthält das VerkFlBerG 
nicht, sondern regelt diesbezüglich nur Teilaspekte, wie in 
§ 3 Abs. 4 VerkFlBerG (Stavorinus, in: Eickmann, Anh. I 
zum VerkFlBerG Rn. 11). Dessen ungeachtet ist die Frage, 
welchem Grundstückseigentümer das Angebot unterbreitet 
wird, von substantieller Bedeutung. Wird nämlich der Er-
klärungsempfänger falsch gewählt oder unrichtig bezeich-
net, liegt kein annahmefähiges Angebot vor und kann die 
Annahme des Angebots auch nicht erfolgreich eingeklagt 
werden (Stavorinus, Anh. I zum VerkFlBerG Rn. 11). Der 
Bezeichnung des Angebotsempfängers ist deshalb erhöhte 
Aufmerksamkeit zu widmen, da die Haftungsgefahr für 
den Notar hier erheblich höher ist als im „Normalfall“ des 
Vertragsangebots (so zu Recht der Hinweis von Stavorinus, 
Anh. I zum VerkFlBerG Rn. 11). Der Notar läuft hier insbe-
sondere Gefahr, für die Kosten einer etwaigen erfolglosen 
Klage in Anspruch genommen zu werden (Stavorinus, 
NotBZ 2001, 349, 352). 

c) Angebot an Erbengemeinschaft
Grundstückseigentümer ist im vorliegenden Falle zunächst 
unstreitig eine Personenmehrheit in Form der ungeteilten 
Erbengemeinschaft, allerdings mit der Besonderheit, dass 
infolge des Versterbens eines der Miterben eine weitere 
Untererbengemeinschaft entstanden ist. 

aa) Erbengemeinschaft nicht rechtsfähig
Möglicherweise kann die Erbengemeinschaft nach den 
Prämissen, die der BGH zur Rechtsfähigkeit der Außen-
GbR aufgestellt hat (BGHZ 146, 341 = DNotI-Report 2001, 
41 = DNotZ 2001, 234 = NJW 2001, 1056 = NotBZ 2001, 
100 = ZNotP 2001, 204), als solche Adressatin des Vertrags-
angebots sein. Dies würde allerdings die Rechtsfähigkeit 
der Erbengemeinschaft voraussetzen (vgl. dazu Baumann, 
DNotZ 2002, 159). Der BGH lehnt die Rechtsfähigkeit der 
Erbengemeinschaft wegen ihrer auf Auseinandersetzung 
gerichteten Zielsetzung sowie wegen des Fehlens eigener 
Organe weiterhin ab (BGH DNotI-Report 2002, 166 = 
FamRZ 2002, 1621 = NJW 2002, 3389 = NotBZ 2002, 450 
= Rpfleger 2002, 625 = ZEV 2002, 504; BGH FamRZ 2004, 
1193 = NJW-RR 2004, 1006 = Rpfleger 2004, 439 = ZEV 
2004, 246; BGH DNotZ 2007, 134 = FamRZ 2007, 41 = 
MDR 2007, 340 = NJW 2006, 3715 = Rpfleger 2007, 75 = 
WM 2006, 2257 = ZErb 2007, 1 = ZIP 2006, 2125). Diese 
Auffassung des BGH wird zwar im Schrifttum teilweise kriti-
siert (Ann, MittBayNot 2003, 193; Eberl-Borges, LMK 2003, 
5; Fritz, NZM 2003, 676); für die Praxis – namentlich für die 
richtige Angebotsgestaltung im Rahmen des VerkFlBerG – ist 
sie aber maßgeblich (Früchtl, NotBZ 2002, 452; Stavorinus, 
in: Eickmann, Anh. I zum VerkFlBerG Rn. 13). 

Im Ergebnis kann somit festgehalten werden, dass das Feh-
len des Erbnachweises nach dem einen verstorbenen Miter-
ben nicht etwa deshalb unerheblich ist, weil das Angebot so-
wieso an die Erbengemeinschaft als solche zu richten wäre. 

bb) Angebot an alle Miterben erforderlich
Daher gelten für die Bestimmtheit des Adressaten des Ver-
tragsangebots die allgemeinen Grundsätze. Das Angebot ist 
somit an alle Mitglieder der Erben- bzw. Untererbenge-
meinschaft zu richten (im Ergebnis Stavorinus, in: Eick-
mann, Anh. I zum VerkFlBerG Rn. 13). Sämtliche Antrags-
empfänger müssen bestimmt oder zumindest bestimmbar 
bezeichnet sein (OLG Karlsruhe DNotZ 1988, 695 = NJW-
RR 1989, 19 = Palandt/Heinrichs, BGB, 66. Aufl. 2007, 
§ 145 BGB Rn. 1).

Im vorliegenden Falle könnte man zunächst daran denken, 
dass es auf den Erbschein möglicherweise gar nicht an-
kommt, weil die Erbfolge nach dem verstorbenen Miterben 
(wohl) bekannt ist. Unbeschadet dessen, dass dies vielleicht 
aus der Perspektive der Miterben zutreffen mag, gilt dies aber 
nicht aus Sicht des Nutzers, also der Gemeinde. Diese kennt 
die Erben des verstorbenen Miterben nicht, jedenfalls ohne 
Vorlage eines Erbscheins nicht mit der gebotenen Sicherheit. 
Unserer Auffassung nach würde eine derartige Annahme aber 
auch aus anderen Gründen zu kurz greifen: So ist es nicht aus-
geschlossen, dass einer der Erbeserben die Erbschaft mittler-
weile ausgeschlagen hat. Darüber hinaus ist es auch denkbar, 
dass sich die Erben nach dem verstorbenen Miterben im 
Rahmen einer – grundsätzlich formlos gültigen – Abschich-
tungsvereinbarung i. S. d. § 2042 BGB über das Ausscheiden 
eines von ihnen aus der Untererbengemeinschaft geeinigt ha-
ben (BGH DNotZ 1999, 60 = BGHZ 138, 8 = DNotI-Report 
1998, 75 = DNotZ 1999, 60 = FamRZ 1998, 673 = MDR 
1998, 539 = MittBayNot 1998, 188 = MittRhNotK 1998, 248 
= NJW 1998, 1557 = Rpfleger 1998, 287 = ZEV 1998, 141).

Somit besteht aus Sicht des öffentlichen Nutzers hier sehr 
wohl eine Unsicherheit darüber, wer – bezogen auf den ver-
storbenen Miterben – konkret Grundstückseigentümer der be-
troffenen Parzelle ist. Ein Angebot, das sich an alle Erben des 
namentlich bekannten, verstorbenen Miterben richtete, könnte 
zur Folge haben, dass damit nicht zwangsläufig die richtigen 
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(Teil-)Eigentümer erfasst werden. Mit einem Angebot, das 
sich allgemein an den/die „Eigentümer-Rechtsnachfolger“ des 
verstorbenen Miterben richtete, liefe der öffentliche Nutzer Ri-
siko, in einem Klageverfahren wegen teilweiser Unbestimmt-
heit des Beklagten abgewiesen zu werden. Unter Berück-
sichtigung dieser gravierenden Rechtsfolge, die ein an den 
„falschen“ Grundstückseigentümer gerichtetes Angebot haben 
würde, kann die Gemeinde auf der Grundlage des derzeitigen 
Tatbestandes wohl kein den Anforderungen des § 3 Abs. 1 
Satz 3 VerkFlBerG genügendes Vertragsangebot abgeben.

d) Kein Antragsrecht der Gemeinde für Erbschein
Die Gemeinde kann auch nicht von sich aus einen Erbschein 
beantragen. Erben- oder Nachlassgläubiger haben nach 
§§ 896, 792 ZPO nur dann ein eigenes Antragsrecht für 
den Erbschein, wenn sie einen Vollstreckungstitel zur 
Grundbucheintragung gegen den Erben haben und zur 
Vollstreckung die Grundbucheintragung des Erben erfor-
derlich ist (und dafür wiederum ein Erbschein). Hier hat 
die Gemeinde aber lediglich einen Anspruch auf Verkauf, 
aber noch keinen Vollstreckungstitel. (Auch sofern schon 
ein Erbschein erteilt sein sollte, hat die Gemeinde keinen 
Anspruch auf Erteilung einer Ausfertigung nach § 792 
ZPO, da sie noch keinen Vollstreckungstitel hat.)

e) Pflegerbestellung für den Grundstückseigentümer
Möglicherweise hilft im vorliegenden Fall aber die Vor-
schrift des § 3 Abs. 4 Satz 3 VerkFlBerG weiter. Diese 
Vorschrift erklärt nämlich den § 17 SachenRBerG über die 
Möglichkeit einer Pflegerbestellung in bestimmten Fällen 
für entsprechend anwendbar. Danach ist ein Pfleger für den 
Grundstückseigentümer in namentlich benannten fünf Fall-
gruppen (vgl. § 17 Abs. 1 Nr. 1-5 SachenRBerG) zu bestel-
len. Sinn und Zweck dieser Regelung ist die Vermeidung 
einer dauerhaften Blockade des Verkehrsflächenerwerbs; 
vor allen Dingen sollen durch diese Vorschrift Vollzugsde-
fizite, die noch aus der Zeit der Grundstücksdokumentation 
in der DDR herrühren, abgemildert werden (Wittmer, in: 
Eickmann, § 3 VerkFlBerG Rn. 42). Hinzuweisen ist im 
vorliegenden Zusammenhang insbesondere auf die Vor-
schrift des § 17 Abs. 1 Nr. 4 SachenRBerG, der § 17 Abs. 
1 Nr. 2 SachenRBerG (unbekannter Rechtsinhaber) für 
die Fälle ergänzt, in denen als Grundstückseigentümer 
eine Gemeinschaft in Betracht kommt, insbesondere ei-
ne Erbengemeinschaft, in der einzelne Miterben bekannt 
sind, die gesamte Erbengemeinschaft jedoch nicht ermittelt 
werden kann (Rothe, in: Eickmann, Sachenrechtsbereini-
gung, Loseblattkommentar, Stand: September 1997, § 17 
SachenRBerG Rn. 10).

Auch wenn wir dies weder durch Rechtsprechung noch 
durch Fundstellen im Schrifttum belegen können, dürften die 
Tatbestandsvoraussetzungen dieser Vorschrift unserer Auffas-
sung nach bei der vorliegenden Sachverhaltskonstellation 
erfüllt sein, denn aus Sicht des öffentlichen Nutzers sind 
eben nicht alle Mitglieder der Grundstückseigentümer-
gemeinschaft bekannt; auch wenn ihm die (vermeintlichen) 
Erben des verstorbenen Miterben namentlich benannt 
worden sein sollten oder er anderweitig Kenntnis über deren 
Person erlangt haben sollte, so kann er doch ohne Vorlage 
eines Erbscheins nicht sicher sein, dass diese tatsächlich 
die Grundstückseigentümer sind. Diese Ungewissheit 
kann der öffentliche Nutzer auch nicht aus eigener Kraft 
beseitigen, da er kein Antragsrecht für die Erteilung eines 
Erbscheins hat. Würde das Vormundschaftsgericht (das hier 
zuständig ist) die Bestellung eines Pflegers verweigern, 
honorierte es letztendlich die „Verweigerungshaltung“ der 
Erben des verstorbenen Miterben; auf diese Weise könnte 

schlichtweg der Ankaufsanspruch des öffentlichen Nutzers 
auf der Grundlage des VerkFlBerG ausgeschaltet werden 
(Rechtsgedanke des § 162 Abs. 1 BGB). Dass dies nicht 
die Intention des VerkFlBerG sein kann, folgt u. E. aus § 3 
Abs. 4 S. 3 VerkFlBerG i. V. m. § 17 SachenRBerG, mag der 
Gesetzgeber ursprünglich auch andere Fallgestaltungen vor 
Augen gehabt haben.

Daher dürfte im vorliegenden Falle wohl eine Pflegerbe-
stellung nach § 3 Abs. 4 Satz 3 VerkFlBerG i. V. m. § 17 
SachenRBerG notwendig sein. Zuständig für die Pfleger-
bestellung ist das örtlich zuständige Vormundschaftsgericht 
(Rothe, in: Eickmann, § 17 SachenRBerG Rn. 13). Das 
Vertragsangebot könnte dann an die namentlich bekannten 
Miterben sowie den Pfleger als gesetzlichen Vertreter der 
Erben des verstorbenen Miterben gerichtet werden und wä-
re auf diese Weise auch gerichtlich durchsetzbar.

2. Kostentragung für Erbscheinsantrag und 
Erbscheinserteilung
a) Öffentlicher Nutzer trägt Vertragskosten
Nach § 12 Satz 1 VerkFlBerG sind die Kosten des auf der 
Grundlage des VerkFlBerG abgeschlossenen Vertrages und 
seiner Durchführung vom öffentlichen Nutzer zu tragen. 
Da diese Regelung erkennbar von der gesetzgeberischen 
Vorstellung getragen ist, den Grundstückseigentümer von 
sämtlichen Kosten freizustellen, ist sie weit auszulegen 
(Stavorinus, in: Eickmann, § 12 VerkFlBerG Rn. 2). Der 
öffentliche Nutzer trägt demgemäß insbesondere auch die 
Kosten der Vertragsannahme durch den Grundstückseigen-
tümer (Stavorinus, a. a. O., m. w. N. aus dem Schrifttum 
in Fn. 3). 

b) Erbscheinskosten muss öffentlicher Nutzer nach 
h. M. nicht übernehmen
Soweit im Schrifttum zu dieser Frage überhaupt Stellung 
genommen wird, besteht allerdings auch darüber Einig-
keit, dass die Kosten für die Beschaffung der auf Grund-
stückseigentümerseite etwa erforderlichen Erbnachweise 
i. S. d. § 35 GBO nicht von § 12 Satz 1 VerkFlBerG erfasst 
werden und somit nach allgemeinen Grundsätzen vom 
Grundstückseigentümer selbst zu tragen sind (Stavorinus, 
in: Eickmann, § 12 VerkFlBerG Rn. 5; Matthiessen, in: 
Kimme, § 12 VerkFlBerG Rn. 8; im Ergebnis wohl auch 
Böhringer, VIZ 2002, 193, 198). Zugestanden wird aller-
dings, dass diese Rechtsauffassung – wie bereits aus der 
Abwicklung der Bodenreform bekannt – bei der Bereini-
gung aufgrund des VerkFlBerG als Hemmschwelle wirken 
kann (so zu Recht der Hinweis von Stavorinus, in: Eick-
mann, § 12 VerkFlBerG Rn. 5).

Unserer Auffassung nach könnte unter Berücksichtigung 
des Wortlauts des § 12 Satz 1 VerkFlBerG und vor allen 
Dingen im Hinblick auf den Umstand, dass im vorlie-
genden Fall der Erbschein ja ausschließlich für die Zwecke 
der Durchführung des Zwangsvertrages nach dem Verk-
FlBerG benötigt würde (und beschränkt zum Zweck der 
Grundbuchberichtigung erteilt werden kann, § 107 Abs. 3 
KostO), mit guten Gründen vertreten werden, dass auch die 
Kosten des Erbscheinsantrags und der Erbscheinserteilung 
vom öffentlichen Nutzer getragen werden müssen. 

Im Ergebnis dürfte es aber auf eine Entscheidung dieser Fra-
ge jedenfalls insoweit nicht ankommen als die Gestaltung 
eines dem Annahmezwang unterliegenden Vertragsange-
bots in Rede steht. Denn nach allen Stellungnahmen im 
Schrifttum, also auch derjenigen Autoren, die die Aufnah-
me einer Kostenregelung in das Kaufvertragsangebot als 
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durch § 3 Abs. 1 S. 3 VerkFlBerG für zwingend vorgegeben 
erachten, reicht die schlichte wörtliche Wiedergabe des 
§ 12 S. 1 VerkFlBerG aus (Matthiessen, in: Kimme, § 12 
VerkFlBerG Rn. 11; Stavorinus, in: Eickmann, § 12 Verk-
FlBerG Rn. 12; Schmidt-Räntsch, ZfIR 2006, 385, 395; 
Heller, in: Prütting/Zimmermann/Heller, § 12 VerkFlBerG 
Rn. 1; Zimmermann, in: Rechtshandbuch Vermögen und 
Investitionen in der ehemaligen DDR, Loseblattkommentar, 
Stand: April 2002, § 7 VerkFlBerG Rn. 1).

Im Ergebnis würde es mangels Beschwer des Grundstücks-
eigentümers einem Annahmezwang desselben aber auch 
nicht entgegenstehen, wenn in der Kostenregelung des 
Kaufvertragsangebots hinsichtlich der Erbscheinsantrags- 
und Erbscheinserteilungskosten ausdrücklich die Kosten-
übernahme durch den öffentlichen Nutzer erklärt würde, 
sinnvollerweise beschränkt auf einen Erbschein nur zum 
Zweck der Grundbuchumschreibung (§ 107 Abs. 3 KostO) 
(sofern dies kommunalrechtlich zulässig ist).

3. Ergebnis
Will der öffentliche Nutzer ein Angebot zum Erwerb eines 
Verkehrsflächengrundstücks nach § 3 Abs. 1 VerkFlBerG 
abgeben und stehen die Erben des eingetragenen Grundstück-
seigentümers nicht eindeutig fest (ist insbes. kein Erbschein 
erteilt), so kann der öffentliche Nutzer nach § 3 Abs. 4 S. 3 
VerkFlBerG i.V.m. § 17 SachenRBerG die Bestellung eines 
Pflegers für den Grundstückseigentümer beantragen. In dem 
Angebot muss keine ausdrückliche Regelung über die Kosten 
des (zur Grundbuchberichtigung bei Fehlen eines notariellen 
Testaments erforderlichen) Erbscheins erfolgen. Nach h.M. 
muss der öffentliche Nutzer die Kosten der Erbscheinsertei-
lung nicht tragen.

 

BNotO § 24; BGB §§ 286, 433 
Versendung der notariellen Fälligkeitsmit-
teilung durch einfachen Brief, Einschrei-
ben mit Rückschein oder Zustellung durch 
Gerichtsvollzieher 

I.  Sachverhalt
In einem Grundstückskaufvertrag übernimmt der Notar, 
den Beteiligten den Eintritt der Fälligkeit mitzuteilen. 

II.  Fragen
1. Gibt es eine Amtspflicht, die Fälligkeitsmitteilung nicht 
nur durch einfachen Brief, sondern etwa durch Einwurfein-
schreiben, durch Einschreiben mit Rückschein oder durch 
den Gerichtsvollzieher zustellen zu lassen?

2. Welche diesbezüglichen Empfehlungen finden sich in 
der notarrechtlichen Literatur?

III. Zur Rechtslage
1. Rechtsprechung
a) BGH
In einem Urteil vom 26.11.2004 (V ZR 119/04, MittBayNot 
2005, 395 m. Anm. Lichtenwimmer) sah es der BGH als 
revisionsrechtlich nicht zu beanstanden an, dass das OLG 
als Tatsacheninstanz eine Fälligkeitsregelung, wonach der 
Kaufpreis „binnen zehn Tagen nach Absendung“ der notari-
ellen Fälligkeitsmitteilung „zur Zahlung fällig“ sein sollte, 
dahingehend ausgelegt hatte, dass damit lediglich eine Ver-
änderung zur Fristberechnung getroffen sei, dass aber wei-

tere Voraussetzungen für den Fälligkeitseintritt sei, dass 
dem Käufer die Fälligkeitsmitteilung zugegangen sei, und 
dass daher der Verkäufer auch beweisbelastet für den Zu-
gang der Fälligkeitsmitteilung sei. 

b) OLG Koblenz
Weiter ist aus der neueren Rechtsprechung ein Beschluss 
des OLG Koblenz in einer Familiensache vom 28.1.2005 
(11 WF 1013/04, OLG-Report 2005, 869) anzuführen, dass 
ein Einwurfeinschreiben der Deutschen Post AG nicht als 
öffentliche Urkunde einen Zustellungsnachweis erbringe 
(§§ 415, 418 ZPO), sondern allenfalls den Beweis des 
ersten Anscheins für den ordnungsgemäßen Einwurf der 
Sendung begründe. 

c) Landgerichtliche Urteile
Die Frage, ob eine Amtspflicht zur Übersendung einer 
notariellen Fälligkeitsmitteilung in einer bestimmten Form 
besteht, wurde bisher nur von Landgerichten entschieden. 
Sämtliche bekannt gewordenen Entscheidungen hielten 
auch bei konstitutiven Fälligkeitsmitteilungen eine 
Übermittlung durch einfachen Brief für ausreichend (LG 
Traunstein MittBayNot 1995, 244; LG Saarbrücken DNotI-
Report 1997, 40). Ebenso hatte bereits das Reichsgericht 
für die Versendung einer Urkunde an das Grundbuchamt 
entschieden (RG JW 1933, 1766; ähnlich OLG Düsseldorf 
RNotZ 2005, 374 zum Versand einer vollstreckbaren 
Ausfertigung – vgl. Bous, RNotZ 2005, 100; ebenso LG 
Berlin DNotI-Report 2003, 135 = BRAK-Mitt. 2002, 213 
für den Versand einer Mitteilung durch einen Rechtsanwalt 
an seinen Mandanten). 

2. Literatur
a) Keine Amtspflicht des Notars für besondere 
Übermittlungsform
Auch die Literatur geht davon aus, dass keine Amtspflicht 
des Notars zur Wahl einer besonderen Übermittlungsform 
für die Fälligkeitsmitteilung besteht eine Übermittlung 
durch einfachen Brief genüge den Amtspflichten des Notars 
(Amann, in: Beck´sches Notar-Handbuch, 4. Aufl. 2006, A 
I Rn. 107; Ganter, in: Zugehör/Ganter/Hertel, Handbuch 
der Notarhaftung, 2004, Rn. 2099; Haug, Die Amtshaftung 
des Notars, 2. Aufl. 1997, Rn. 677; Heinemann, in: Grzi-
wotz/Everts/Heinemann/Koller, Grundstückskaufverträge, 
2005, Rn. 617; Hertel, DNotZ 2001, 910, 922; ders., in: 
Würzburger Notarhandbuch, 2005, Teil 2 Rn. 295; Lim-
mer, in: Eylmann/Vaasen, BNotO und BeurkG, 2. Aufl. 
2004, § 21 BNotO Rn. 27; Reithmann/Albrecht, Handbuch 
der notariellen Vertragsgestaltung, 2001, Rn. 330; Waldner, 
Grundstückskaufverträge, 2003, Rn. 193). 

b) Empfehlungen für Einwurfeinschreiben
Verschiedene Literaturstimmen halten jedoch ein Ein-
wurfeinschreiben für sinnvoll, zwar nicht als Amtspflicht, 
aber unter dem Gesichtspunkt der Vertragsgestaltung – teils 
allgemein (so für die konstitutive Fälligkeitsmitteilung: 
Ganter, in: Zugehör/Ganter/Hertel, Rn. 2104 und 2109; 
Krauß, Immobilienkaufverträge in der Praxis, 3. Aufl. 
2006, Rn. 561; Wolf, in: Lambert/Lang/Tropf/Frenz, Hand-
buch der Grundstückpraxis, 2. Aufl. 2005, Teil 2 Rn. 130; 
ähnlich Hertel, der dies im Würzburger Notarhandbuch, 
Teil 2 Rn. 295 als, „erwägenswert“ bezeichnet hat), teils 
zumindest in problematischen („pathologischen“) Einzel-
fällen (Heinemann, in: Grziwotz/Everts/Heinemann/Kol-
ler, Rn. 617).
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c) Festlegung der Zusendungsart im Vertrag
Lichtenwimmer (Entscheidungsanmerkung, MittBayNot 
2005, 396, 397) empfiehlt, dass nicht der Notar, sondern 
die Beteiligten über die Versendungsart entscheiden sollten. 
Da sich Vor- und Nachteile der verschiedenen Übermitt-
lungsarten die Waage hielten, sollte der Notar die verschie-
denen Übermittlungsarten vorstellen und die Beteiligten 
diejenige wählen lassen, die ihren Vorstellungen am besten 
gerecht werde.

Auch mehrere Kammerrundschreiben haben eine aus-
drückliche Festlegung im Vertrag empfohlen (ohne zu-
sätzlich eine Erläuterung auch der anderen Versendungs-
arten oder der Vor- oder Nachteile zu fordern) (so etwa 
Notarkammer Frankfurt, Rundschreiben 1/2006, S. 10; No-
tarkammer Kassel, in: Rechtsanwaltskammer/Notarkam-
mer Kassel, Mitteilung Nr. 2/2005, S. 14; Notarkammer 
Thüringen, Rundschreiben Nr. 4/2006, S. 10). 

Weitergehende Empfehlungen, die verschiedenen Versen-
dungsarten und deren Vor- und Nachteile mit den Beteiligten 
zu erörtern, geben die Kammerrundschreiben nicht. Eine 
solche Erörterung dürfte angesichts der typischerweise auch 
eher untergeordneten Bedeutung der Frage gegenüber ande-
ren klärungsbedürftigen Punkten im Rahmen des Kaufver-
trages auch nur schwer umsetzbar sein. Wenn der Verkäufer 
im Einzelfall diesbezüglich Bedenken hat, kann er dies bei 
der Beurkundung ansprechen; die ausdrückliche Regelung 
im Kaufvertrag gibt ihm dann einen Anhaltspunkt dazu. 

3. Argumente 
Das Zögern der meisten Autoren, sich auf eine bestimmte 
Empfehlung festzulegen, liegt in einem Widerspruch zwi-
schen zwei Zielen: Je förmlicher die notarielle Fälligkeits-
mitteilung übermittelt wird, desto eher kann der Beweis des 
Zugangs im Bestreitensfall erbracht werden, desto lang-
samer ist aber im Normalfall die Übermittlung. Außer-
dem steigen die Zustellungskosten. Die Zustellung durch 
den Gerichtsvollzieher kann auch sozial diskriminierend 
wirken, da geschwätzige Nachbarn dann alles mögliche 
Schlechte vermuten werden, nur nicht, dass der Zustel-
lungsempfänger ein Haus oder eine Wohnung gekauft hat. 
Problem des (beweiskräftigen) Einschreibens mit Rück-
schein ist die mögliche Zugangsverhinderung, wenn der 
Empfänger das Einschreiben nicht abholt, oder doch die 
Zugangsverzögerung, weil er wohlmöglich erst mehrere 
Tage später zur Abholung zur Post kommt. Dies wird beim 
Einwurfeinschreiben vermieden, weshalb die Literatur 
mehrheitlich, wenn sie denn überhaupt eine stärkere Form 
als die Zustellung durch einfachen Brief empfiehlt, auf das 
Einwurfeinschreiben verweist. Hier ist aber jedenfalls nach 
der zitierten Entscheidung des OLG Koblenz geklärt, dass 
auch dies keinen vollen Beweis des Zugangs erbringt. 

Auch ist zu bedenken, dass es im Regelfall allenfalls um eine 
Verzögerung von ca. zwei Wochen geht. Denn typischer-
weise werden Zahlungsfristen zwischen 10 und 14 Tagen ab 
Zugang der notariellen Fälligkeitsmitteilung (oder ggf. auch 
ab der Absendung) vereinbart. Hat der Verkäufer nach Ab-
lauf dieser Frist noch kein Geld erhalten, wird er sich beim 
Käufer melden. Spätestens dann müsste der Käufer vortra-
gen, dass er noch keine Fälligkeitsmitteilung erhalten hat, so 
dass dann eine erneute Zuleitung veranlasst werden könnte 
– diesmal natürlich sinnvollerweise in beweiskräftiger Form. 
Kommt es dem Verkäufer im Einzelfall besonders dringlich 
auf die pünktliche Zahlung an (etwa weil er das Geld selbst 
zum Kauf eines anderen Objekts benötigt), so wird er dies im 

Zweifel schon in der Beurkundungsverhandlung zum Aus-
druck bringen. Dann kann man entweder im Einzelfall eine 
andere Versendungsart wählen oder den Verkäufer darauf hin-
weisen, er möge sich doch, nachdem er selbst die Abschrift 
der Fälligkeitsmitteilung erhalten habe, vorsichtshalber beim 
Käufer erkundigen, ob auch ihm die Fälligkeitsmitteilung zu-
gegangen sei. Dann könnte für den unwahrscheinlichen Fall 
des Verlustes (oder auch des Bestreitens des Zugangs) der 
Fälligkeitsmitteilung noch kurzfristig eine neue Fälligkeits-
mitteilung versandt werden.

4. Ergebnis
Mithin wird man weiterhin davon ausgehen können, dass 
nach allgemeiner Ansicht keine Amtspflicht für die Wahl 
einer bestimmten Versendungsart besteht. Allerdings emp-
fehlen verschiedene Literaturstimmen, dies in der Urkunde 
selbst zu regeln. 

Folgende Gutachten können Sie im Fax-Abruf-Dienst an-
fordern (Telefon 0931/355 76 43 – Funktionsweise und Be-
dienung s. DNotI-Report 2000, 8). Ein Inhaltsverzeichnis 
 findet sich unter Fax-Abruf-Nr. 1.

Bitte beachten Sie: Unser Fax-Abruf-Dienst ist sprach- 
menügesteuert. Bitte benutzen Sie deshalb nicht die Fax-
Abruf-Funktion an Ihrem Gerät, sondern wählen Sie vor-
stehende Telefonnummer und warten Sie dann auf die 
Eingabeaufforderung.

BeurkG §§ 13a, 17 Abs. 1, 21; WEG §§ 10 Abs. 2, 3
Bezugnahme oder Verweisung bei Eintritt des Erwer-
bers in Gemeinschaftsordnung bei Zweiterwerb von 
Wohnungseigentum
Fax-Abruf-Nr.: 11472

VerkFlBerG §§ 3, 7, 8, 14; SachenRBerG § 106
Angebot nach Verkehrsflächenbereinigungsgesetz; Er-
teilung der Auflassungsvollmacht nicht durch Grund-
stückseigentümer, sondern durch öffentlichen Nutzer; 
Möglichkeit der Nachbesserung eines Angebots nach 
Fristablauf (30.6.2007)
Fax-Abruf-Nr.: 1644

EGBGB Art. 234 §§ 1, 4, 4a, 5, 6; BGB § 1416; FGB-
DDR §§ 13 f., 39; ZGB-DDR § 299
Scheidungsbedingte Auseinandersetzung einer eheli-
chen Eigentums- und Vermögensgemeinschaft des FGB 
der ehemaligen DDR, wenn nach der Wiedervereini-
gung zur Fortgeltung dieses Güterstandes optiert wor-
den ist; anwendbares Güterstands-, Unterhalts- und 
Versorgungsausgleichsrecht
Fax-Abruf-Nr.: 1645

BGB §§ 1775, 1776, 1777, 1797
Benennung mehrerer Vormünder als Mitvormünder 
mit getrennten Wirkungskreisen durch die allein sorge-
berechtigte Mutter
Fax-Abruf-Nr.: 12147

BGB §§ 2147, 2177, 883
Verfügungsunterlassungsvermächtnis und Sicherung 
durch Eintragung einer Auflassungsvormerkung
Fax-Abruf-Nr.: 12148

Gutachten im Fax-Abruf
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WEG § 21 Abs. 5 Nr. 2; BGB §§ 633 a. F., 209 
Abs. 2 Nr. 1 a. F.
Beschlusskompetenz der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft zur Geltendmachung von 
Rechten wegen Mängeln des Gemeinschafts-
eigentums

1. a) Die Wohnungseigentümergemeinschaft kann durch 
Mehrheitsbeschluss die Durchsetzung der auf die ord-
nungsgemäße Herstellung des Gemeinschaftseigentums 
gerichteten Rechte der Erwerber von Wohnungseigen-
tum wegen Mängeln des Gemeinschaftseigentums an 
sich ziehen. Macht sie von dieser Möglichkeit Gebrauch, 
begründet dies ihre alleinige Zuständigkeit. Im Ge-
richtsverfahren tritt die Wohnungseigentümergemein-
schaft als gesetzlicher Prozessstandschafter auf.

b) Eine Wohnungseigentümergemeinschaft kann in 
gewillkürter Prozessstandschaft Ansprüche verfolgen, 
die in einem engen rechtlichen und wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit der Verwaltung des gemeinschaft-
lichen Eigentums stehen und an deren Durchsetzung 
sie ein eigenes schutzwürdiges Interesse hat. Sie kann 
von den einzelnen Wohnungseigentümern ermächtigt 
werden, neben den Ansprüchen wegen Mängeln des Ge-
meinschaftseigentums Ansprüche wegen Mängeln des 
Sondereigentums geltend zu machen.

2. a) Ein Mahnbescheid unterbricht die Verjährung des 
Anspruchs auf Vorschuss auf die Mängelbeseitigungs-
kosten auch dann, wenn – von der Sachbefugnis abgese-
hen – noch nicht sämtliche Anspruchsvoraussetzungen 
vorliegen (Bestätigung von BGH, Urteil vom 5. Mai 
1988 – VII ZR 119/87, BGHZ 104, 268, 273).

b) Bei Geltendmachung eines Anspruchs auf Kosten-
vorschuss für die Beseitigung mehrerer Mängel kommt 
einem Mahnbescheid verjährungsunterbrechende Wir-
kung nur zu, wenn für den Antragsgegner erkennbar 
ist, wegen welcher einzelnen Mängel und in welcher je-
weiligen Höhe Ansprüche gegen ihn erhoben werden.

BGH, Urt. v. 12.4.2007 – VII ZR 236/05
Kz.: L I 4 – § 21 Abs. 5 Nr. 2 WEG
Fax-Abruf-Nr.: 10709

Problem
Die Wohnungseigentümergemeinschaft verlangte vom Bau-
träger einen Kostenvorschuss wegen Sachmängeln sowohl 
am Sonder- als auch am Gemeinschaftseigentum. Das Be-
rufungsgericht hatte entschieden, dass die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft mangels Rechtsfähigkeit nicht klagen 
könne.

Entscheidung
Der VII. Zivilsenat schloss sich der Rechtsprechung des 
V. Zivilsenats zur Teilrechtsfähigkeit der Wohnungsei-
gentümergemeinschaft an. Die Teilrechtsfähigkeit gelte 
auch, soweit die Wohnungseigentümergemeinschaft nicht 
eigene Rechte geltend mache, sondern Rechte der Woh-
nungseigentümer in Prozessstandschaft, sei es aufgrund 
gesetzlicher Befugnis oder aufgrund rechtsgeschäftlicher 
Ermächtigung.

Nach § 21 Abs. 5 Nr. 2 WEG steht der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft die Beschlusskompetenz zur Entschei-
dung über die ordnungsgemäße Instandhaltung und In-
standsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums zu. Dies 
gilt auch für die erstmalige Herstellung des Gemein-
schaftseigentums. Grundsätzlich kann der Einzelerwer-
ber zwar Mängelrechte wegen Sachmängeln des Gemein-
schaftseigentums selbständig verfolgen. Die Wohnungsei-
gentümergemeinschaft ist jedoch für die Geltendmachung 
und Durchsetzung solcher Rechte von vornherein allein 
zuständig, die ihrer Natur nach gemeinschaftsbezogen sind 
und ein eigenständiges Vorgehen des einzelnen Wohnungs-
eigentümers nicht zulassen, nämlich für Minderung und 
kleinen Schadensersatz (BGHZ 74, 258, 263 f. = DNotZ 
1980, 603 = NJW 1979, 2207; BGH BauR 1998, 783 = 
BJW 1998, 2967 = ZfBR 1998, 245 = ZNotP 1998, 494; 
BauR 2006, 979, 981 = DNotI-Report 2006, 74 = DNotZ 
2006, 678 = NJW 2006, 2254 = NZBau 2006, 371). Ebenso 
hatte der BGH bereits entschieden, dass die Wohnungsei-
gentümergemeinschaft durch Mehrheitsbeschluss nach § 21 
Abs. 5 Nr. 2 WEG entscheiden kann, wegen eines Mangels 
des Gemeinschaftseigentums Vorschuss zu fordern (BGHZ 
81, 35, 38 = NJW 1981, 1841 = Rpfleger 1981, 346; BGH 
BauR 1997, 488 = BB 1997, 912 = MittBayNot 1997, 166 
= NJW 1997, 2173 = ZfIR 1997, 288). 

Nunmehr entschied der BGH, dass die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft insoweit den einzelnen Erwerber von 
der Verfolgung seiner Rechte ausschließen kann, dass also 
Erfüllungs- oder Nacherfüllungsanspruch sowie die An-
sprüche auf Vorschuss oder Aufwendungsersatz nur von der 
Wohnungseigentümergemeinschaft, nicht vom einzelnen 
Erwerber geltend gemacht werden können. (Demgegenüber 
kann die Wohnungseigentümergemeinschaft die Geltend-
machung der Ansprüche einzelner Erwerber auf großen 
Schadensersatz oder auf Wandelung bzw. Rücktritt nicht an 
sich ziehen, BGH DNotI-Report 2006, 162 = DNotZ 2007, 
22 = NJW 2006, 3275 = NZBau 2006, 706.)

 

MaBV § 7 Abs. 1; WEG § 21; BGB § 633 Abs. 3 a. F.
Geltendmachung einer MaBV-Bürgschaft durch 
Wohnungseigentümergemeinschaft in gewill-
kürter Prozessstandschaft

a) Die teilrechtsfähige Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer kann Ansprüche der Erwerber von Woh-
nungseigentum aus Bürgschaften nach § 7 MaBV in 
gewillkürter Prozessstandschaft geltend machen.

b) Die Gemeinschaft kann regelmäßig auch Ansprüche 
von Erwerbern, die noch nicht im Grundbuch einge-
tragen sind, auf Freigabe von Grundschulden, die auf 
dem Wohnungseigentum lasten, in gewillkürter Prozess-
standschaft geltend machen.

c) Eine Bürgschaft gemäß § 7 MaBV sichert auch 
Ansprüche eines Erwerbers auf Rückgewähr seiner 
Vorauszahlungen, die sich aus § 633 Abs. 3 BGB a.F. 
ergeben.

d) Eine Bürgschaft gemäß § 7 MaBV sichert das 
Vorauszahlungsrisiko eines Erwerbers auch insoweit, als 
es um Mängel am Gemeinschaftseigentum geht, obwohl 
ein einzelner Erwerber die Erstattungen von Mängel-
beseitigungskosten lediglich an die Gemeinschaft 
verlangen kann.

Rechtsprechung
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e) Der Anspruch eines Erwerbers auf Rückgewähr seiner 
Vorauszahlungen wegen Mängeln am Gemeinschaftsei-
gentum ist durch eine Bürgschaft gemäß § 7 MaBV in 
Höhe des Anteils gesichert, welcher dem Haftungsanteil 
des Erwerbers/Bürgschaftsgläubigers im Verhältnis zur 
Wohnungseigentümergemeinschaft für Aufwendungen 
der Instandsetzung und Instandhaltung entspricht.

f) Ein Erwerber kann gegen eine von ihm geschuldete 
restliche Vergütung nicht mit einem auf Leistung an 
die Gemeinschaft gerichteten, nach den Mängelbeseiti-
gungskosten berechneten Anspruch wegen Mängeln am 
Gemeinschaftseigentum aufrechnen.

BGH, Urt. v. 12.4.2007 – VII ZR 50/06
Kz.: L I 2 – § 7 MaBV
Fax-Abruf-Nr.: 10710

Problem
Dieselbe Bank hatte sowohl den Bauträger finanziert (und 
sich insoweit den Erwerbern gegenüber zur Freistellung 
nach § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 MaBV verpflichtet) wie auch den 
Erwerbern Bürgschaften nach § 7 MaBV gestellt. Nunmehr 
klagte die Wohnungseigentümergemeinschaft aus der Bürg-
schaft wegen Mängeln am Sonder- und Gemeinschaftsei-
gentum. Ebenso verlangte die Wohnungseigentümergemein-
schaft Freistellung der von den einzelnen Erwerbern erwor-
benen Wohnung vom Globalgrundpfandrecht der Bank.

Entscheidung
Nach der Entscheidung des BGH kann die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft in gewillkürter Prozessstandschaft 
sowohl die Ansprüche der Erwerber aus der MaBV-Bürg-
schaft wie aus der Freistellungsverpflichtung gegenüber der 
Bank geltend machen. Die Bürgschaftsansprüche sind zwar 
nicht Teil des Verwaltungsvermögens der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft und sind auch keine dieses Vermögen 
direkt betreffenden Ansprüche. Die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft kann die Rechtsverfolgung daher nicht 
durch Beschluss an sich ziehen. Sie kann jedoch von den 
einzelnen Erwerbern zur Geltendmachung in gewillkürter 
Prozessstandschaft ermächtigt werden. Vorliegend waren 
die Bürgschaftsansprüche zwar an die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft abgetreten worden; diese Abtretung war 
aber unwirksam, da die Bürgschaftsansprüche aufgrund 
ihrer Akzessorität nicht ohne die Mängelrechte aus dem 
Bauträgervertrag selbst abgetreten werden konnten.

Dem Bürgschaftsanspruch stehe auch nicht entgegen, dass 
der einzelne Erwerber hinsichtlich der Mängel am Ge-
meinschaftseigentum eine Erstattung von Mängelbeseiti-
gungskosten lediglich an die Gemeinschaft verlangen kann. 
Insoweit sichert die einzelne Bürgschaft einen Anspruch in 
Höhe des Haftungsanteils des jeweiligen Erwerbers im 
Verhältnis zur Wohnungseigentümergemeinschaft für In-
standhaltungsmaßnahmen (§ 16 Abs. 2 WEG).

 

BGB §§ 1615 l, 1570; GG Art. 6 Abs. 2, 5
Unterschiedliche Dauer der Unterhaltsansprü-
che für die Betreuung ehelicher und nichteheli-
cher Kinder verfassungswidrig

1. Die unterschiedliche Regelung der Unterhaltsansprüche 
wegen der Pflege oder Erziehung von Kindern in 
§ 1570 des Bürgerlichen Gesetzbuches einerseits und 
§ 1615 l Absatz 2 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches 

andererseits ist mit Artikel 6 Absatz 5 des Grundgesetzes 
unvereinbar.

2. Dem Gesetzgeber wird aufgegeben, bis zum 31. Dezem-
ber 2008 eine verfassungsmäßige Regelung zu treffen.

BVerfG, Beschl. v. 28.2.2007 – 1 BvL 9/04
Kz.: L I 1 – § 1615 l BGB
Fax-Abruf-Nr.: 10711

Problem
Nach § 1615 l Abs. 2 S. 3 BGB endet der Unterhaltsan-
spruch einer nichtehelichen Mutter wegen Betreuung des 
Kindes grundsätzlich drei Jahre nach der Geburt, „sofern 
es nicht insbesondere unter Berücksichtigung der Belange 
des Kindes grob unbillig wäre, einen Unterhaltsanspruch 
nach Ablauf dieser Frist zu versagen“ (zu Ausnahmen nach 
der Rechtsprechung vgl. BGHZ 168, 245 = DNotI-Report 
2006, 137 = FamRZ 2006, 1362 = NJW 2006, 2687 = 
ZNotP 2007, 31). Der Anspruch des geschiedenen Ehe-
gatten auf Betreuungsunterhalt kennt hingegen keine feste 
zeitliche Grenze, sondern besteht nach § 1570 BGB „so-
lange und soweit“ von dem betreuenden Ehegatten „wegen 
der Pflege oder Erziehung eines gemeinschaftlichen Kindes 
eine Erwerbstätigkeit nicht erwartet werden kann“.

Entscheidung
Nach dem Beschluss des BGH verstößt diese Ungleichbe-
handlung gegen das in Art. 6 Abs. 5 GG enthaltene Verbot 
einer Schlechterstellung nichtehelicher Kinder gegenüber 
ehelichen Kindern. Die ungleiche Dauer der Unterhalts-
ansprüche rechtfertige sich insbesondere auch nicht durch 
die nacheheliche Solidarität, die geschiedene Ehegatten im 
Gegensatz zu nicht miteinander verheirateten Eltern einan-
der schulden.

Die zeitliche Begrenzung des Unterhaltsanspruchs auf i. d. 
R. drei Jahre sei hingegen nicht für sich gesehen zu bean-
standen (insbesondere nicht als Verletzung des durch Art. 6 
Abs. 2 GG geschützten Elternrechts). Da der Gesetzgeber 
die erforderliche Gleichbehandlung entweder durch Ände-
rung am ehelichen Betreuungsunterhalt oder am Betreu-
ungsunterhalt der nichtehelichen Mutter oder durch Ände-
rung in beiden Tatbeständen vornehmen könne, erklärte das 
BVerfG die Norm nicht für unwirksam. Es setzte jedoch 
dem Gesetzgeber eine Frist zur Gesetzesänderung bis zum 
31.12.2008.

 

ZPO §§ 775 Nr. 5, 794 Abs. 1 Nr. 5; BGB §§ 1142, 
1150, 1191 ff., 266 
Einstellung der Zwangsvollstreckung bei Ablö-
sung des allein vollstreckbar gestellten „zuletzt 
zu zahlenden Teilbetrages“

Ist der Schuldner vollstreckbar verpflichtet, die Zwangs-
vollstreckung in sein Grundstück wegen eines zuletzt 
zu zahlenden Teilbetrags einer Grundschuld zu dulden, 
ist zur Befriedigung des Gläubigers im Sinne von § 775 
Nr. 5 ZPO nur die Zahlung dieses Teilbetrags nebst Ko-
sten, nicht aber die vollständige Ablösung der Grund-
schuld erforderlich (Fortführung von Senat, BGHZ 108, 
372).

BGH, Beschl. v. 29.3.2007 – V ZB 160/06
Kz.: L II 1 – § 775 Nr. 5 ZPO
Fax-Abruf-Nr.: 10712
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Problem
Vor allem um Kosten zu sparen, wird die Zwangsvoll-
streckungsunterwerfung teilweise lediglich hinsichtlich 
eines „zuletzt zu zahlenden Teilbetrages“ erklärt (vgl. 
Gutachten, DNotI-Report 1998, 53). Der BGH hatte dies 
als vertragliche Tilgungsbestimmung bei Teilleistungen 
außerhalb der Zwangsversteigerung angesehen. Eine 
Ablösung könne der Grundstückseigentümer bzw. ein 
ablösungsberechtigter Dritter nach § 1142 Abs. 1 BGB 
bzw. §§ 1150, 268 BGB aber nur durch Ablösung in voller 
Höhe erreichen, sofern nicht der Gläubiger eine Teilzahlung 
annehme (BGHZ 108, 372, 379 f. = DNotZ 1990, 586 = 
NJW 1990, 258 = Rpfleger 1990, 16).

Entscheidung
In der Zwangsversteigerung führt hingegen bereits eine 
Zahlung auf den titulierten Teil zum Titelverlust. Die Ver-
rechnungsregelung aus dem Zusatz „zuletzt zu zahlender 
Teilbetrag“ gilt ihrem Sinn nach nur bei Zahlung außerhalb 
des Zwangsvollstreckungsverfahrens. Außerdem dient das 
Zwangsvollstreckungsverfahren der Durchsetzung der ti-
tulierten Teilforderung. Für einen weitergehenden Titel be-
nötigt der Gläubiger eine weitergehende Verurteilung oder 
Zwangsvollstreckungsunterwerfung des Schuldners.
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